 Dr. Detlef Griesche (Vizepräsident der Deutsch-Palästinensischen Gesellschaft e.V. - auf Bundesebene)    
Rede auf der Demonstration für die Beendigung des GAZA-Kriegs am 24.11. um 16.00 Uhr in Bremen

Liebe palästinensische Freundinnen und Freunde – Salam! Liebe Anwesende!
Seit Wochen erleben wir in den Medien grauenvolle Nachrichten und Bilder aus Gaza. 
Immer wieder wurde gefordert, dass man die Taten der Hamas vom 7. Oktober verurteilt. Das haben wir getan. Aber es gibt ein „ABER“. Und dieses ABER stellt die Frage: Warum konnte das passieren? Im politischen und medialen Mainstream wird versucht von dem Kontext der Geschichte dieses Krieges abzulenken. ABER man kann weder verschweigen, dass seit über 70 Jahren in der Westbank und in Jerusalem eine völkerrechtswidrige Besatzung mit immer mehr Siedlungsbau, Landraub, Plantagen- und Hauszerstörungen passiert, sowie tausendfache Verhaftungen ohne ordnungsgemäße Gerichtsverfahren passieren, dass Siedler die einheimische Bevölkerung terrorisieren und in den letzten Jahren ebenfalls tausende Palästinenser getötet und verletzt wurden.
Die zunehmende Gewalt  militanter Siedler im Westjordanland zeigt sich daran, dass bis 7.Oktober in diesem Jahr bereits 375 Palästinenser in der Westbank getötet worden, seit 7.10. dann schon weitere 187, vor allem Jugendliche. Immer weiter werden die Lebensmöglichkeiten der arabischen Bevölkerung dort eingeschränkt. Von der sogenannten Zwei-Staaten-Lösung bleibt aktuell nur eine Fata-Morgana, zur Beruhigung der internationalen Öffentlichkeit. Real  entwickelt sich wie Amnesty International und mehrere israelische NGOs es formulieren, ein Apartheid-Staat, in dem ein Großteil der Gesamtbevölkerung in einem weitgehend rechtlosen Status lebt.
 Auch jetzt im Schatten des Gazakrieges, wo die Öffentlichkeit auf die furchtbaren Auswirkungen der israelischen Bodenoffensive schaut, warnt selbst der amerikanische Präsident neuerdings, dass der Siedlerterror gestoppt werden muss. Und der Gazastreifen ist seit über 15 Jahren quasi von allen Seiten abgeriegelt und schon vor Jahren warnte die Weltgesundheitsorganisation WHO, dass ohne grundlegende Veränderungen der Gazastreifen ab 2020 eigentlich kaum noch menschenwürdig bewohnbar sein wird. 
Das alles legitimiert nicht die Gewalttaten von 7.10.
ABER, das was jetzt durch das Bombardement der israelischen Streitkräfte geschieht, sprengt jede Vorstellungskraft und missachtet die Grundprinzipien des humanitären Völkerrechts.  Keine Partei, kein Staat steht über dem humanitären Völkerrecht, hat er Generalsekretär der UN Guterres gesagt. Der Alptraum in Gaza ist mehr als eine humanitäre Krise, es ist eine Krise der Menschlichkeit. Die Bodenoffensive der israelischen Streitkräfte und die verheerenden Bombardierungen treffen Zivilisten, Krankenhäuser, Flüchtlingslager, Moscheen, Kirchen, UN-Einrichtungen ohne Unterschied. Gaza mutiert zu einem Kinderfriedhof, hat Guterres gesagt. In den letzten 6 Wochen sind mehr als 12000 Palästinenser getötet, darunter über 4400 Kinder und Jugendliche, sowie Frauen. Es sind 30000 Menschen verletzt worden. Viele Menschen liegen noch unter den Trümmern. Es sind in diesem Zeitraum mehr Journalisten getötet worden als in jedem anderen Krieg der letzte 3 Jahrzehnte. Es wurden mit über 120 mehr Mitarbeiter von Hilfsorganisationen der Vereinten Nationen getötet als in jedem anderen vergleichbarem Zeitraum in der Geschichte der UNO. Und jetzt kündigt die israelische Armee noch an, dass sie auch den Süden des Gazastreifens noch mit kriegerischen Maßnahmen überziehen wird, nachdem sie zunächst alle aus dem Norden aufgefordert hatte in den Süden zu fliehen. Es zeichnet sich ab, was schon in öffentlich gewordenen Strategiepapieren der Berater der Regierung Netanjahu deutlich formuliert wurde, dass man am besten den ganzen Gazastreifen entvölkert, sprich eine neue NAKBA organisiert und die Restbevölkerung auf den Sinai oder in andere Länder vertreibt.  Da die Versorgungsprobleme immer schwerer werden, zunächst gar nichts an Hilfsmittel wie Lebensmittel, Treibstoff und Wasser  in den Gazastreifen reingelassen wurde und auf Druck der UN jetzt etwas wird die Lage immer schlimmer. Die Menschen werden nicht nur durch Bomben getötet, sie sterben an mangelnder Versorgung und an Krankheiten, die nicht mehr behandelt werden können und den Abwässern in den Straßen. Ohne Treibstoff sterben neugeborene Babys in den Brutkästen und Patienten, die lebenserhaltende Maßnahmen nicht erhalten können. Deswegen fordern wir mit den Vertretern der UN:
Einen sofortigen Waffenstillstand – und zwar JETZT
Einhaltung der Prinzipien des Völkerrechts- und zwar Jetzt
Mehr Hilfslieferungen in den benötigten Mengen, Wasser, Nahrungsmittel, Medikamente, Treibstoff – und zwar JETZT 
Ungehinderten Zugang zur Versorgung aller bedürftigen Menschen in Gaza – und zwar Jetzt    
Das größte Krankenhaus, das Al-Shifa-Hospital,  die WHO das eine todeszone nannte bei einem kurzen Besuch               mußte seinen Betrieb jetzt einstellen, ebenso wie schon jetzt die meisten der insgesamt 36 Hospitäler im Gaza-Streifen.   - Eine solche Kriegsführung, die von der Tendenz her der Zivilbevölkerung ein Überleben auf Dauer unmöglich macht, verletzt massiv das humanitäre Völkerrecht – wenn das nicht beendet wird, ist die Folge ein Genozid, ein Völkermord- sagen immer mehr internationale Experten. Besonders verheerend ist das völkerrechtlich inakzeptable Abwerfen von 1000 Kg Bomben auf ein derartig eng bewohntes Wohngebiet in Gaza-Nord, wodurch trotz Vorwarnung massives Sterben und eine völlige Zerstörung jeglicher Bebauung vorprogrammiert ist. 
Lange hieß es in Medien und Politik und insbesondere in den Sprechblasen des Israelischen Botschafters, wer ja aber sagt, der verteidigt die Taten vom 7.10. Das hat bei vielen in der deutschen Politik und im Mainstream der Medien verfangen. 
Bei uns nicht: Wir sagen:
Ohne die Taten vom 7.10. zu verharmlosen oder gar zu verschweigen, müssen wir trotzdem oder gerade deshalb auf die 75 Jahre völkerrechtswidrige Besatzung der Westbank, die 15 Jahre dauernde weitgehende Abriegelung des Gazastreifens hinweisen, auf die Tatsache, dass viele Jugendliche in ihrem Leben bisher nur 3 Kriege und keinerlei Freiheit erlebt haben, dass alle Versuche von Friedensverhandlungen durch Israel zum Scheitern gebracht sind und einige Minister in der israelischen Regierung offen fordern, das Westjordanland ganz zu annektieren und sogar leugnen, dass es überhaupt Palästinenser gibt.
Und sicher darf auch aus dem Parteiprogramm von Netanjahus Likud zitiert werden:
"between the Sea and the Jordan there will only be Israeli sovereignty."  Der israelische Ministerpräsident hat dazu passend vor 3 Monaten vor der UN-Voll- Versammlung ein Schild hochgehalten, auf dem gab es kein Palästina mehr, sondern Israel „vom Meer bis zum Jordan“. Wenn hier in Deutschland  ein Palästinenser diesen Spruch bewusst oder unbewusst ohne die Bedeutung zu kennen, als Parole trägt, wird er mit einem Verfahren belegt. Was für eine zynische Doppelmoral deutscher Politik. Aber ich habe Hoffnung, dass hier ein Lernprozess einsetzt. Die Bevölkerung ist da weiter als Politik und manche Medien. In der ZEIT vom 16.11. war zum ersten Mal in einer deutschen Zeitung zu lesen, dass Netanjahu am 16.5.2019 vor der Likud-Kongress ausführte: „Wer einen palästinensischen Staat verhindern will, muss die Hamas unterstützen und finanzieren“. Das ist unglaublich, aber es zeigt den Charakter dieser Politiker.
Zum Abschluss noch einmal:
· Sicherheit, Stabilität und Frieden in der Region des Nahen Ostens können nur durch die Gerechtigkeit, Freiheit und Unabhängigkeit des palästinensischen Volkes erreicht werden. Es gibt keine militärische Lösung für diese jahrzehntelange vielschichtige und komplexe Situation zwischen Palästinensern und Israelis. Nur ein Ende der völkerrechtswidrigen Besatzung und eine gerechte Lösung für die Palästinenser wird eine nachhaltige Gewaltfreiheit ermöglichen.
Zunächst ist aber ein sofortiger Waffenstillstand zu organisieren um das Töten von Kindern, Frauen und alten Bürgern, die keine Fluchtmöglichkeiten haben, zu beenden. Wir fordern auch die Freilassung von Geiseln. Dann sollte, um eine nachhaltige Lösung für Frieden und Selbstbestimmung zu finden, endlich Friedensverhandlungen beginnen, organisiert und orchestriert von einflussreichen Nationen. Selbst der chinesische Präsident XI hat Angang der Woche auf einer Konferenz der BRIC-Staaten eine sofortige Waffenruhe gefordert, eine internationale Friedenskonferenz für eine baldige Lösung der Palästina-Frage, die eine gerechte, umfassende und nachhaltige sein muss, ohne die es keinen nachhaltigen Frieden im Nahen Osten geben würde.  

- Die völkerrechtswidrige Besatzung muss ein Ende haben 
- Beide Seiten müssen Feinde als Menschen erkennen. Für Israels Sicherheit ist Hoffnung für die  Palästinenser nötig
- Ohne eine gerechte Lösung für das palästinensische Volk wird es im Nahen Osten keinen Frieden geben, das müssen alle begreifen.   
Vielen Dank für Euer Kommen und euren friedlichen Protest.  
Salam    
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